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Umwelt

entstehen auch ohne

direkte Berihrung mit demWasser

Man kann nach dem Eidgendssischen
Gewasserschutzgesetz (GSchG) straf-
bar werden, ohne den Gewdassern
schédliche Stoffe unmittelbar zuzulei-
ten. Es genlgt beispielsweise, dass sie
auf das Erdreich geschittet werden
und durch dieses hindurch in das
Grundwasser oder in Abwasserldufe
gelangen, die in offene Gewésser flh-
ren. Trager der schadlichen Stoffe kén-
nen auch Gegenstdnde sein, die als
solche die Gewasser nicht verschmut-
zen, an denen aber schadliche Stoffe,
wie Ol haften, die Gewésser verunreini-
gen. Wer Schadstoffe versickern Iasst,
macht sich sogar strafbar, ohne dass
der Nachweis erforderlich wére, dass
die versickerte schadliche Flussigkeit
auch in die geschitzten Gewésser ge-
langte. Es genuigt zur Strafbarkeit, dass
daraus Gefahr entstand. Dies geht aus
einem Urteil des Kassationshofes des
Bundesgerichtes zu Artikel 37, Absatz 1
GSchG, hervor.

Der Fall der Versickerung

bis ins Wasser

Der erste Absatz dieser Vorschrift ist in
ein Alinea 1 und ein Alinea 2 unterteilt.
Alinea 1 bedroht jenen mit Strafe, der
rechtswidrig schéadliche Stoffe mittel-
bar oder unmittelbar in die Gewéasser
ablagert oder «einbringt». «Einbrin-
gen» bedeutet, dass dem Wasser
schadliche Stoffe in festem, flissigem
oder gasféormigem Aggregatzustand
beigefiigt werden. Diese Beifligung
muss nachgewiesen sein. Es genigt
zur Bestrafung eines Liegenschafts-
eigentimers, dass bewiesen wird, dass
eine schadliche Flussigkeit von seiner
Liegenschaft her in ein 6ffentliches Ge-
wasser gelangen konnte und dass nach
den auf der Liegenschaft dauernd herr-
schenden Zustédnden dort vom Eigen-
timer (oder durch sein Gewdahrenlas-
sen seines Personals) mit solchen Stof-

fen immer wieder unsorgféltig umge-

gangen wird (ungeniigende Sicher-
heitseinrichtungen, Herumliegenlassen
verunreinigten Materials und derglei-
chen. Selbst wenn die Schadstoffe ver-
sickert sind, ist der Tatbestand von Ali-
nea 1 erfillt, falls nachgewiesen wird,
dass diese Stoffe tatséchlich in das Ge-
wasser gelangt sind. Sie sind dann
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nadmlich in dieses «eingebracht»,
gleichgultig, auf welchem Wege sie
dahin gelangt sein mégen. Der Tag, an
dem der Stoff fahrlassig ins Gewdasser
eingebracht wurde, braucht nicht fest-
zustehen, wenn nur die Urheberschaft
deutlich ist.

Der Fall der blossen Gewésser-
gefahrdung

Alinea 2 verlangt im Gegensatz zu Ali-
nea 1 nicht den Nachweis der Gewas-
serverschmutzung. Sie begnligt sich
zum Auslosen einer Strafe mit einer —
auch nur schon fahrléssigen — blossen
Gewassergefahrdung. Daher kann man
beim Verschiitten oder Vertropfen ver-
sickernder schadlicher Stoffe einer
Strafe nach Alinea 2 nicht damit begeg-
nen, dass gesagt wird, der Nachweis
eines urséachlichen Zusammenhangs
zwischen Versickerung und den im Ge-
wasser vorgefundenen Stoffen fehle.
Alinea 2 ist gerade dazu da, um Félle
unzuldssigen Umgangs mit gewésser-
gefédhrdenden Stoffen zu erfassen, die
nicht oder nicht nachweislich ins Was-
ser gelangt sind, aber nach den Um-
stdnden mit Wahrscheinlichkeit hatten
ins Wasser gelangen kdnnen. Alinea 2
erfasst zudem nicht nur das gewéasser-
gefahrdende, widerrechtliche Versik-
kernlassen, sondern auch die wider-
rechtliche Lagerung schadlicher Stoffe
ausserhalb der Gewasser, wenn
dadurch eine Wasserverschmutzung
droht.

Das bedeutet, dass eine konkrete Ge-
fahr einer Gewasserverschmutzung
entstanden sein muss. Es muss das Ein-
fliessen in ein bestimmtes Gewaéasser
wahrscheinlich gewesen sein. Zur Er-
fullung dieses Tatbestandes genligt

Gewasserschutz-Straffille

Von unserem Bundes-
gerichtskorrespondenten
Roberto Bernhard

also — im Gegensatz zu gewissen an-
dern Gefahrdungstatbestdnden des
Strafrechts — eine bloss abstrakte Ge-
fahrdung nicht. Als abstrakt gefahrlich
bezeichnet man im Strafrecht ein Ver-
halten, das «an sich geféhrlich» ist. Ab-
strakte Gefahrdungen setzen nicht vor-
aus, dass gezeigt werden kann, dass
ein bestimmter, konkreter Gegenstand
oder eine bestimmte, konkrete Person
da war, die direkt gefahrdet wurde. Das
Schaffen abstrakter Gefahren wird vom
Strafrecht dort verfolgt, wo es eine be-
stimmte riskante Verhaltensweise an
sich von vornherein und Giberhaupt un-
terdriicken und ausschalten will, ehe
jemand in ihren Zielbereich gerat. So
weit geht also Artikel 37, Absatz 1, Ali-
nea 2 GSch@G, nicht.

Es kann vorkommen, dass jemand
schadliche Stoffe so versickern lasst,
dass ein Teil davon in einem Gewasser
aufgefunden wird, aber angenommen
werden muss, ein anderer Teil davon
befinde sich —in einer dieses Gewéasser
Verschmutzungsgefahren aussetzen-
den Weise — noch im Erdreich. Dann ist
eine Bestrafung der Fehlbaren sowohl
nach Alinea 1 wie nach Alinea 2 des
Artikels 37, Absatz 1 GSchG, moglich.

Rheindelta unter Naturschutz

Das Vorarlberger Rheintal wurde in den
Gemeinden Fussach, Gaissau, Hard
und Héchst unter Naturschutz gestellt.
Das zu 65 % aus Wasser- und Sumpf-
fliche bestehende Gebiet —insgesamt
rund 2000 Hektaren —soll in seinem
natlirlichen Zustand erhalten bleiben.
Dem Rheindelta am Bodensee kommt
eine wichtige Bedeutung als Vogelbrut-
stétte zu. (Flugaufnahme: Comet.)
A 4




	Gewässerschutz-Straffälle entstehen auch ohne direkte Berührung mit dem Wasser

